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Inkassokosten auf Zahlungsbefehl 

Viele Inkassobüros und Unternehmen verlangen bei einer Betreibung hohe Zusatzgebühren. Diese 

sind oft nicht geschuldet und können angefochten werden.  

 

Rechtliche Grundlage 

Geschuldet sind nur die Hauptforderung, der Verzugszins und – falls Mahnungen verschickt wurden – 

die Mahngebühren. Weitere Gebühren sind nur erlaubt, wenn sie vertraglich vereinbart wurden (z.B. 

AGB). 

 

Vorgehen 

Wenn Sie sich gegen Zusatzgebühren wehren wollen, müssen Sie schnell reagieren. Nach Erhalt des 

Zahlungsbefehles haben Sie 10 Tage Zeit, um darauf zu reagieren.  

Sie können einen Teilrechtsvorschlag erheben. Damit bestreiten Sie nur einen Teil der Forderung. 

Gehen Sie dabei wie folgt vor: 

• Teilrechtsvorschlag ankreuzen. 

• Rechnen Sie den bestrittenen Betrag zusammen. 

• Notieren Sie bei Bemerkung: «Ich bestreite die hohen Zusatzkosten (Forderungsnummer 

einfügen)». 

• Fügen Sie Datum und Unterschrift hinzu. 

Den Zahlungsbefehl müssen Sie beim Betreibungsamt abgeben. Wir empfehlen, dass Sie dies 

persönlich vor Ort tun. 

 

Nach Einreichung des Teilrechtsvorschlages 

Manche Inkassobüros versuchen, Sie mit Briefen unter Druck zu setzen, damit Sie den 

Teilrechtvorschlag zurückziehen. Lassen Sie sich davon nicht einschüchtern und suchen Sie im 

Zweifelsfall eine Beratungsstelle auf. 

 

Beispiele für Zusatzkosten 

Oftmals kommen diese Zusatzkosten auf einem Zahlungsbefehl vor: 

- Bonitätsprüfspesen 

- Kundenkosten 

- Administrative Kosten 

- Verzugsschaden gem. Art. 106 OR 

 

Art. 106 OR regelt den 

Verzugsschaden zusätzlich zu den 

Verzugszinsen. Weitere Forderungen 

muss der Gläubiger mit Belegen 

nachweisen. Inkassokosten dürfen 

nicht abgewälzt werden. 
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Hier sehen Sie die Forderungsnummer 
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